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Bürgererklärung

Stellungnahme Bernhard Rapkay, MdEP 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

erstmal möchte ich Ihnen herzlich danken, dass Sie mich eingeladen haben an Ihrer Diskussion teilzunehmen. Ich finde es sehr wichtig und sehr positiv, dass sich Bürgerinnen und Bürger Gedanken zu Europa machen. Dass Fragen gestellt werden und dass Menschen ihren Lebensraum, ihr Europa aktiv mit gestalten wollen. Eine funktionierende Demokratie lebt von der Mitgestaltung durch seine Bürger und Bürgerinnen. Wir in Europa brauchen mehr Initiativen wie die Europäischen Bürgerforen. Den Menschen muss gezeigt werden, dass Politik, vor allem europäische Politik, keine abstrakte Sache ist, sondern Möglichkeiten gibt seinen eigenen Lebensraum mit zu gestalten. Herr Professor Stratenschulte, Leiter der Europäischen Akademie Berlin und verantwortlich für dieses Projekt, hat das ganz pragmatisch in fünf Worte gefasst: "Europa geht uns alle an!" Und so ist es. 

Das Thema der Bürgerforen 2008/2009 "Die wirtschaftlich und soziale Zukunft Europas" könnte aktueller nicht sein. Nicht nur weil Europa durch die Finanz- und darauf folgende Wirtschaftskrise stark in Mitleidenschaft gezogen wurde, sondern vielmehr weil die Wahlen zum Europäischen Parlament vom 4. bis 7. Juni 2009 den Bürgerinnen und Bürgern eine Richtungsentscheidung ermöglichen, wie unser zukünftiges Europa aussehen soll. Derzeit haben wir im Europäischen Parlament eine konservativ-liberale Mehrheit, die marktradikale Ansätze in der europäischen Politik verfestigt hat. Wie sich in erschreckender Weise durch das Ausmaß der Krise gezeigt hat, sind das die falschen Ansätze für Europa. Europa lediglich mit einem liberalisierten Binnenmarkt gleichzusetzen reicht nicht aus. Für ein starkes und soziales Europa, brauchen wir eine Politik, die nicht die Märkte in den Mittelpunkt stellt, sondern die Menschen. Die neun Bürgererklärungen aus Potsdam, Haldensleben, Mönchengladbach, Suhl, Würzburg, Neu-Isenburg, Bremen, Heidelberg und Berlin, die ich mit großem Interesse gelesen habe, haben mir gezeigt, dass auch die Bürger und Bürgerinnen sich ein Europa für die Menschen wünschen und nicht nur einen gemeinsamen Handelsraum. Daran zeigt sich, dass die so oft proklamierte "Entfernung" zwischen den Ansichten der Bürger und Bürgerinnen und unseren Standpunkten kurzer ist, als manch einer meinen mag.

Betrachtet man die auf den europäischen Bürgerforen diskutierten Themenbereiche Sozialstandards, Migration und Chancengleichheit sowie Klima und Umwelt, erkennt man, dass eine Vielzahl von unterschiedlichen Teilbereichen angesprochen wurden. Bestimmte Kernthemen waren aber auf allen Bürgerforen von Interesse. Im Themenbereich Sozialstandards thematisierten fast alle Foren Mindestlöhne, Gesundheitssysteme, Antidiskriminierung und Bildung. Dazu kann ich nur sagen, wir fordern die gleichen Dinge. 

Wir wollen mehr soziale Gerechtigkeit, deswegen fordern wir europaweite Mindestlöhne. Wir wollen eine gesundheitliche Grundversorgung für alle Europäer. Wir sind gegen Diskriminierung jeglicher Art und wir setzen uns für den kostenfreien Zugang zu Bildung ein. Auf dem Europäischen Bürgerforum in Würzburg wurde gefordert, dass "soziale Standards vor wirtschaftlichen Gesichtpunkten berücksichtigt werden müssen". Das ist das grundlegende Anliegen der Sozialdemokraten in Europa. Konkret fordern wir, dass sämtliche EU-Rechtsakte auf ihre sozialen Folgen für die Menschen in Europa überprüft werden. Wir wollen außerdem einen Europäischen Pakt für den Sozialen Fortschritt Europas erarbeiten. Darin sollen Ziele und Standards für die nationale Sozial-, Gesundheits- und Bildungspolitik vorgeschlagen werden. Damit würden wir einen wichtigen Schritt zur Bekämpfung von Armut und Ungleichheiten voranschreiten. Für alle Menschen, die im Ruhestand, arbeitslos oder berufsunfähig sind, fordern wir, in allen europäischen Ländern eine bedarfsorientierte Grundsicherung, die ein Leben in Würde garantieren muss. Eine sozialdemokratische Grundforderung ist auch das Prinzip des gleichen Lohns für gleiche Arbeit in der gesamten Europäischen Union. Wir fordern angemessene Mindestlöhne, die tariflich oder gesetzlich vereinbart sind, in allen EU-Mitgliedstaaten - auch in Deutschland - und für alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Diese Forderungen kann ich bei den Diskussionen der Europäischen Bürgerforen sehr konkret wieder erkennen. 

Auch die auf den Bürgerforen oft geforderte bessere und grundsätzliche Gesundheitsversorgung, kann ich in unseren Politikansätzen wiedererkennen. Zum Beispiel hat das Europäische Parlament kürzlich eine Richtlinie zur grenzüberschreitenden Gesundheitsversorgung und Patientenrechten beschlossen. Die Richtlinie verbessert die Patientenmobilität in der Europäischen Union und schafft Klarheit über die Kostenerstattung für Behandlungen. Auch wenn die Richtlinie nach Auffassung von uns Sozialdemokraten noch im Sinne der Patienten und Patientinnen verbessert werden könnte, ist es der richtige Weg. Im Bereich der Antidiskriminierung, also der Gleichbehandlung ungeachtet der Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung, hat das Europäische Parlament dieses Jahr eine Richtlinie verabschiedet, die Diskriminierung europaweit verhindert. Und erlauben Sie mir hier anzumerken, dass die deutschen Konservativen und Liberalen diese Richtlinie im Vorfeld verhindern wollten. Obwohl Gleichbehandlung ein Grundrecht ist. 
Auch bei den Bürgererklärungen zu den anderen großen Themenbereichen Migration und Chancengleichheit sowie Klima und Umwelt sehe ich starke Übereinstimmungen mit unseren politischen Zielen und den Förderungen und Ansichten der Teilnehmer und Teilnehmerinnen. 

Migration ist eine entscheidende Herausforderung, der sich alle Mitgliedstaaten der Europäischen Union gegenüber sehen. Wir als Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten wollen diese Aufgabe auf der Grundlage unserer Werte der Gerechtigkeit, der Demokratie, der Menschenrechte und der Solidarität lösen. Unser politischer Ansatz ist es, Migration stärker gemeinsam europäisch zu regeln. Dabei müssen entwicklungspolitische Aspekte und Menschenrechte im Vordergrund stehen. Natürlich gibt es ebenfalls ein ökonomisches Interesse Europas im Bereich der geregelten Migration, welches beachtet werden muss, dennoch hat gemäß unseren Grundsätzen auch hier das Soziale und Menschliche Vorrang. Vor allem die Integration von Migranten und Migrantinnen in ihr neues Umfeld mit gleichen Rechten und Pflichten ist ein wichtiges Thema, welches auch auf den Bürgerforen intensiv diskutiert wurde. Wie in den Erklärungen gefordert wollen wir Maßnahmen auf der geeigneten Ebene - lokal, regional, national oder europäisch - fördern die eine vollständige Integration der Zuwanderer in ihr neues Umfeld erleichtern. So zum Beispiel  sprachliche und kulturelle Bildungsmaßnahmen. Wir begreifen kulturelle Vielfalt, wie sie auch in der europäischen Union besteht, als Reichtum. Gegenseitiger Respekt ist deswegen unabdingbar. Rechtsextremismus, Rassismus und Fremdenfeindlichkeit in Europa stellen wir uns mit größter Entschiedenheit entgegen. Bildung trägt dazu bei, gegenseitigen Respekt zu vermitteln. Bildung entscheidet auch über Lebenschancen und den Teilhabemöglichkeiten der Menschen in unserer Gesellschaft. Deshalb wollen wir ein Bildungssystem, das niemanden zurücklässt und allen Menschen die Chance eröffnet, ihre potenziale voll zu entfalten. Der Zugang zu Bildung und der Bildungserfolg dürfen nicht von der sozialen Herkunft abhängen. Dabei darf allerdings nicht vergessen werden, dass Bildungspolitik nach wie vor nicht auf europäischer Ebene gestaltet wird, sondern unter den Hoheitsbereich der einzelnen Bundesländer fällt. 

Bei Klimawandel haben inzwischen fast alle begriffen, dass wir jetzt handeln müssen, damit die uns nachfolgenden Generationen eine Zukunft haben. Deshalb wollen wir Europas Vorreiterrolle im internationalen Klima- und Umweltschutz festigen und weitreichende Klimaschutzziele durchsetzen. Für die Zukunft fordern wir deshalb, dass die EU bei den internationalen Klimaschutzverhandlungen die Führung übernimmt, damit auf dem UN-Klimagipfel Ende 2009 entscheidende Emissionskürzungen erreicht werden können. Gerade die Industrieländer müssen bei diesem Thema mit gutem Beispiel vorangehen. Außerdem brauchen wir in Europa eine ökologische Industriepolitik. Dazu müssen wir eine Forschungsoffensive bei Umwelttechnologien und erneuerbaren Energien tatkräftig auf europäischer Ebene unterstützen. Es gibt viele Beispiele, bei denen dies bereits gemacht wird. Sei es das Europäische Forschungsrahmenprogramm, das im Jahr 2007 zum siebten Mal aufgelegt wurde und mit 54,4 Milliarden rund 60 Prozent mehr Geld zur Verfügung stellt als das Vorranggegangene, oder sei es die durch das Europäische Parlament vorangetriebene Energieeffizienzrichtlinie. Im Dezember 2008 hat das Europäische Parlament das sogenannte Klimapaket verabschiedet, das zu denn wichtigsten Errungenschaften der laufenden Legislatur gezählt werden kann. Die Mitgliedstaaten der Europäischen Union haben sich dabei das Ziel gesetzt bis zum Jahr 2020 20 Prozent ihres Energieverbrauchs einzusparen und den Anteil Erneuerbarer Energien an ihrem Energieverbrauch um 20 Prozent zu erhöhen. 
Wenn ich nun abschließend die Bürgererklärungen und die sozialdemokratische Politik der letzen Jahre betrachte, denke ich, die Argumente "die europäische Politik sei weltfremd" oder "die europäische Politik geht an den Bürgerinnen und Bürgern vorbei" sind schlichtweg falsch. Sicherlich gibt es Verbesserungsbedarf, sicherlich müssen die Institutionen der Europäischen Union noch transparenter werden oder einige bürokratische Fehlentwicklungen wieder zu Recht gestutzt werden, aber das Gesamtkonzept ist richtig und fortschrittlich. 

Die Europäische Akademie Berlin, der es für die Durchführung dieses Projektes zu danken gilt, ist nach Abschluss der Europäischen Bürgerforen mit der Frage an mich herangetreten, welche Bedeutung die Bürgererklärungen für mich und meine politische Arbeit haben. Ich kann nur sagen, dass ich in meiner Ansicht bestätigt wurde. Die Sozialdemokratie liegt mit ihren Forderungen sehr Nahe bei den Forderungen der Bürgerinnen und Bürger. Die meisten Menschen in Europa wünschen sich mehr als einen europäischen Binnenmarkt, sie wollen ein Europa mit sozialer Verantwortung. Die Lektüre der neun Bürgererklärungen hat mir noch einmal gezeigt, dass die Sozialdemokratie gerade in der heutigen Zeit die richtigen Grundsätze vertritt, für ein soziales und starkes Europa in der Welt. 

Mit freundlichen Grüßen

Bernhard Rapkay


